
Satzung  
der Deutschen Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit & Bevölkerungsmedizin (Wissenschaftliche Fachgesellschaft) e.V. 

 
 

Vereinssatzung 
Deutsche Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit und Bevölkerungsmedizin 

 
 
§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Deutsche Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit und 
Bevölkerungsmedizin (Wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft)“, abgekürzt 
„DGÖGB“. Er soll in das Vereinsregister beim Amtsgericht Berlin-Charlottenburg 
eingetragen werden. Nach der Eintragung führt er den Namenszusatz „e.V.“ 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin. 

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 2 Zweck des Vereins 

(1) Der Zweck des Vereins ist die Förderung von Wissenschaft, Forschung und Lehre auf 
dem Gebiet der öffentlichen Gesundheit und Bevölkerungsmedizin.  

(2) Der Zweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

1. Förderung unabhängiger und evidenzbasierter Forschung, 
2. die Durchführung von Veranstaltungen zur Aus-, Fort- und Weiterbildung, 
3. die Entwicklung von wissenschaftlich-medizinisch fundierten fachlichen Standards 

und Leitlinien, 
4. Veröffentlichungen und die Förderung von Publikationen, insbesondere in 

Gesundheitsämtern, 
5. Veranstaltungen wie Kongresse, Tagungen, Workshops oder Summer Schools, 
6. die Weiterentwicklung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes und wissenschaftliche, 

evidenzbasierte Politikberatung  
 
 
§ 3 Gemeinnützigkeit des Vereins 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Der Verein verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch 
Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 

(4) Ausscheidende Mitglieder haben keinen Anspruch auf Zahlung des Wertes eines Anteils 
am Vereinsvermögen. 

(5) Die „Deutsche Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit und Bevölkerungsmedizin 
(Wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft)“ ist unabhängig von anderen 
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Institutionen. Dies gilt insbesondere für Einrichtungen oder Firmen, die wirtschaftliche 
Interessen verfolgen. 

(6) Der Verein ist zu jeder Art der Verwaltung des eigenen Vermögens berechtigt, soweit 
nicht steuerliche Vorschriften entgegenstehen. Der Verein kann zur Verwirklichung seiner 
Ziele Mittel Dritter einwerben, einsetzen und verwalten. 
 
 
§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Der Verein besteht aus ordentlichen, fördernden und Ehrenmitgliedern. 

(2) Ordentliche Mitglieder sind insbesondere Ärztinnen und Ärzte die in der 
Bevölkerungsmedizin oder im Öffentlichen Gesundheitswesens tätig sind oder waren, 
bzw.forschen oder geforscht haben, sowie Studierende der Medizin. 

(3) Fördernde Mitglieder können geschäftsfähige natürliche oder juristische Personen 
werden, die über die Anerkennung und Förderung der Ziele der „Deutsche Gesellschaft für 
Öffentliche Gesundheit und Bevölkerungsmedizin (Wissenschaftlich-medizinische 
Fachgesellschaft)“ hinaus finanzielle bzw. materielle Mittel für die Tätigkeit des Vereins zur 
Verfügung stellen oder den Verein in anderer Weise fördern wollen. 

(4) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Der Vorstand 
entscheidet über den Aufnahmeantrag. Eine Ablehnung des Aufnahmeantrags ist nicht 
anfechtbar und muss nicht begründet werden. 

(5) Der Vorstand stellt sicher, dass mindestens eine einfache Mehrheit der 
Vereinsmitglieder einen ärztlichen Hintergrund und/oder Forschungserfahrungen haben. 

(6) Jedes ordentliche und fördernde Mitglied verpflichtet sich in jedem Kalenderjahr zu 
einer Beitragszahlung. Die Höhe und Fälligkeit des Jahresbeitrags bestimmt die 
Mitgliederversammlung. Näheres regelt die Beitragsordnung. 

(7) Der Vorstand kann Personen, die sich in besonderer Weise für den Verein einsetzen oder 
eingesetzt haben, zu Ehrenmitgliedern benennen. Ehrenmitglied kann auch werden, wer 
bisher nicht Vereinsmitglied war. Die Ehrenmitgliedschaft ist beitragsfrei. 
 
 
§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch freiwilligen Austritt, Ausschluss oder Tod. 

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Die 
Austrittserklärung berührt nicht die Beitragspflicht für das laufende Geschäftsjahr. 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen 
werden, wenn das Mitglied mit der Zahlung des Jahresbeitrages ein Jahr im Rückstand ist. 
Der Ausschluss darf erst beschlossen werden, nachdem seit der Absendung des zweiten 
Mahnschreibens drei Monate verstrichen sind. Der Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich 
mitzuteilen. 
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(4) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen 
werden, wenn das Mitglied vorsätzlich oder grob fahrlässig die Interessen des Vereins 
verletzt hat oder sein Verhalten geeignet ist, den Ruf des Vereins gravierend zu schädigen. 
Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist 
Gelegenheit zu geben, sich persönlich oder schriftlich vor dem Vorstand zu rechtfertigen. 
Der Beschluss über den Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied bekannt 
zu machen. 
 
 
§ 6 Organe des Vereins 
Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 
 
 
§ 7 Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Kalenderjahr statt. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn ein 
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder dies schriftlich beantragt. 

(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch elektronische oder 
postalische  Einladung des Vorstands unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen. Der 
Einladung sind eine Tagesordnung sowie die Gegenstände der anstehenden 
Beschlussfassungen beizufügen. 

(4) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Fördernde und 
Ehrenmitglieder haben kein Stimmrecht. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes 
stimmberechtigtes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für 
jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf nicht mehr als zwei 
fremde Stimmen vertreten. 

(5) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere zuständig für folgende Angelegenheiten: 
1. Entgegennahme des Jahresberichts und Entlastung des Vorstands, 
2. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das nächste 

Geschäftsjahr, 
3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 
4. Beschlussfassung über die Beitragsordnung, 
5. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und die Auflösung des Vereins. 

(6) Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung erfolgt nach erkennbarer 
Antragsabstimmung durch Handzeichen oder elektronischer Stimmenabgabe mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen dürfen weder den 
zustimmenden noch den ablehnenden Stimmen zugerechnet werden.  Auf Antrag wird 
geheim abgestimmt. 

(7) Beschlussfassungen auf Satzungsänderungen bedürfen der Zustimmung von 2/3 der 
Mitglieder (§ 33 Abs 1 Satz 1, § 41 Satz 2 BGB). Die Auflösung des Vereins kann nur 
erfolgen, wenn sie von 1/3 der ordentlichen Mitglieder des Vereins beantragt wird und der 
Antrag dem Vorstand und den Mitgliedern sechs Wochen vor einer Mitgliederversammlung 
zur Kenntnis gebracht wurde. Über die Auflösung des Vereins entscheidet die 
Mitgliederversammlung mit 2/3 Mehrheit der Vereinsmitglieder. Sind zu dieser 
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Mitgliederversammlung weniger als 2/3 der Mitglieder erschienen, so ist vom Vorstand mit 
mindestens vierwöchiger Frist eine neue Mitgliederversammlung einzuberufen, die dann 
über die Auflösung des Vereins mit 2/3 Mehrheit der erschienenen Mitglieder entscheiden 
kann. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. Der Vorstand ist ermächtigt, die zur 
Eintragung in das Vereinsregister notwendig werdenden Satzungsänderungen und die zum 
Zwecke der Erhaltung der Gemeinnützigkeitserklärung durch das zuständige Finanzamt 
erforderlichen Abänderungen dieser Satzung in eigener Zuständigkeit vorzunehmen. Der 
amtierende Vorstand regelt den Übergang von der bestehenden auf die neue Satzung. 

(8) Abweichend von § 32 Abs. 1 S. 1 BGB kann der Vorstand auch ohne Ermächtigung 
in der Satzung Vereinsmitgliedern ermöglichen, 

1. an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit am Versammlungsort 
teilzunehmen und Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation 
auszuüben oder 

2. ohne Teilnahme an der Mitgliederversammlung ihre Stimmen vor der Durchführung 
der Mitgliederversammlung schriftlich abzugeben. 

(9) Über die Mitgliederversammlung ist ein Beschlussprotokoll zu fertigen. Dieses Protokoll 
muss enthalten: 

1. Tag, Ort und Zeit der Versammlung 
2. Namen der anwesenden Vorstandsmitglieder und Mitglieder 
3. Tagesordnung und Anträge 
4. Ergebnisse der Abstimmung, Wortlaut der gefassten Beschlüsse 
5. Angaben über die sonstige Erledigung von Anträgen 
6. Die Protokollführung obliegt dem Vorstand  oder einem von diesem benannten 

Protokollführer. Beschlussprotokolle der Mitgliederversammlung werden vom 
Vorstand  oder einem von diesem benannten Protokollführer unterzeichnet. 

 
 
§ 8 Vorstand 

(1) Der Vorstand nach § 26 des Bürgerlichen Gesetzbuches besteht aus dem/der ersten und 
zweiten Vorsitzenden und dem/der Kassenwart/in. 

(2) Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei 
Jahren gewählt. Sie bleiben bis zur Wahl des nächsten Vorstandes im Amt. Zu 
Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. 
Vorstandsmitglieder bleiben auch nach Ablauf der Amtszeit bis zur Abberufung oder bis zur 
Bestellung der Nachfolge im Amt. 

(3) Die Vorstandsmitglieder können den Verein gerichtlich und außergerichtlich jeweils zu 
zweit vertreten. 

(4) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch 
die Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen worden sind. Er hat insbesondere 
folgende Aufgaben 

1. Konzipierung und Leitung der inhaltlichen Arbeit des Vereins, 
2. Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, 
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3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 
4. Verwaltung des Vereinsvermögens, 
5. Aufstellung des Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr, Buchführung und Erstellung 

des Jahresberichts, 
6. Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern. 

(5) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom 
ersten Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom zweiten Vorsitzenden, formlos 
einberufen werden. Der Vorstand beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. 

(6) Der Vorstand kann zur Realisierung seiner Aufgaben einen oder mehrere 
Geschäftsführer einstellen. 

(7) Die/der Vorsitzende und der/die zweite Vorsitzende muss Ärztin bzw. Arzt mit 
langjähriger Tätigkeit im Öffentlichen Gesundheitswesen sein. 
 
 
§ 9 Beirat 

(1) Zur Unterstützung der Tätigkeit des Vereins kann ein Beirat gebildet werden. 

(2) Die Mitglieder des Beirats werden vom Vorstand für drei Jahre einberufen. Die 
Wiederberufung ist möglich. 

(3) Der Beirat besteht aus bis zu zehn Personen, die nicht Mitglieder des Vereins sein 
müssen. Er kann sich einen Sprecher wählen. Die Beiratsmitglieder werden zu 
Vorstandssitzungen und Mitgliederversammlungen unter Mitteilung der Tagungsordnung 
eingeladen. 
 
 

§ 10 Auflösung des Vereins, Liquidatoren 

(1) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vereinsvermögen an die MEZIS-Initiative „mein Essen zahl ich selbst“ e.V. oder deren 
Rechtsnachfolger, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke zu verwenden hat. Das Vereinsvermögen ist ausschließlich zu dem in § 1 
dieser Satzung definierten Zweck zu verwenden. 

(2) Als Liquidatoren werden der erste Vorsitzende und der Kassenwart:in bestellt. 
 
 


